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Erlauternde Bemerkungen

Allgemeiner Teil
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:
Zu Artikel I — Novelle des Telekommunikationsgesetzes 2003 — TKG 2003
Die vorgeschlagenen Regelungen bauen auf dem derzeit in Kraft stehenden Text des TKG 2003 auf.

Das Regierungsprogramm 2017 — 2022 nennt als Regierungsziel eine landesweite Versorgung mit
Gigabit-Anschliissen. Als eine der Malinahmen dazu soll die Installierung eines zentralen Breitband-
Monitorings ~ zur  besseren  Steuerung ~ von  Versorgungsauflagen,  Férderungen  und
Regulierungsentscheidungen dienen. Durch einen verstirkten Einsatz der Mitbenutzung von bereits
vorhandener Infrastruktur und der kostenglnstigen Mitverlegung von neuer Infrastruktur kann eine
ineffiziente Verdoppelung von Infrastrukturen in unwirtschaftlichen Gebieten vermieden werden.

Die Telekom-Regulierungsbehtrde RTR-GmbH verfiigt bereits heute (ber ein Grundgerist an
erforderlichen Daten und das notwendige Know-how, um in weiterer Folge Analysen uUber die
Breitbandversorgung Osterreichs durchfiihren zu koénnen. Teilweise fehlen jedoch die rechtlichen
Grundlagen, um Daten zur Versorgung mit Breitband auf geographischer Ebene (,,Geodaten*) regelméRig
zu erheben, institutionsiibergreifend zusammenzufihren, zu Gberprifen und zu verwerten. Dies soll mit
dieser Novellierung geéndert werden.

Die RTR-GmbH wird daher ermichtigt, ein mdglichst genaues Verzeichnis Uber die aktuelle
Breitbandversorgung in Osterreich (,Zentrale Informationsstelle fiir Breitbandversorgung®) zu erstellen
und in geeigneter Form zu veroffentlichen. Betreiber von Kommunikationsnetzen werden verpflichtet,
regelmalig Daten zur Versorgung mit Breitbanddiensten auf geographischer Ebene in elektronischer
Form an die RTR-GmbH zu tbermitteln.

Weiters wird die RTR-GmbH erméchtigt, diese Daten unter Heranziehung anderer Daten zu verifizieren.
Diese umfassen zum Beispiel Daten aus dem RTR-Netztest, der zentralen Informationsstelle fir
Infrastrukturdaten, der Uberpriifungen von Versorgungsauflagen und Daten aus der Uberwachung von
Verpflichtungen aus Marktanalysebescheiden.

Die bereits in der RTR-GmbH angesiedelte ,,Zentrale Informationsstelle fir Infrastrukturdaten® beinhaltet
keine Informationen (ber die Versorgung mit Breitbanddiensten in der Flache. Sie stellt jedoch eine
wichtige Informationsquelle zur Uberpriifung der Daten dar, die in eine ,,Zentrale Informationsstelle fiir
Breitbandversorgung* einflieBen sollen. Die beiden Verzeichnisse kdnnten einander sinnvoll erganzen.
Jedoch sind die in der ,,Zentralen Informationsstelle fiir Infrastrukturdaten“ enthaltenen Informationen
noch unvollstandig. Weiters wird die noch fehlende gesetzliche Erméchtigung der RTR-GmbH, die Daten
zu Uberpriifen, Daten aus der ZIS zu verarbeiten und einer statistischen Analyse zu unterziehen, erganzt.

Der vorliegenden Entwurf dient dariiberhinaus der Umsetzung der in der 5G-Strategie politisch gefassten
Zielsetzungen.

Ein weiters zentrales Anliegen des Entwurfes ist die Vornahme der Anderungen, die auf Grund der
Verordnung (EU) 2015/2120 vom 25. November 2015 {iber Mallnahmen zum Zugang zum offenen
Internet und zur Anderung der Richtlinie 2002/22/EG (iber den Universaldienst und Nutzerrechte bei
elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten sowie der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 iiber das
Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Union erforderlich sind.

Der Straffung des fur den Telekombereich geltenden Rechtsbestandes dient die Einarbeitung des derzeit
geltenden Amateurfunkgesetz 1998 in das TKG 2003. Da seit Erlassen der Stammfassung des
Amateurfunkgesetzes 1998 (AFG) im Janner 1999 der Bedarf nach Anderung einiger Bestimmungen
aufgetreten ist, wurde der Text entsprechend modifiziert. Es handelt sich dabei Uber weite Strecken um
administrative Anpassungen unter Beriicksichtigung der Erfahrungen bei der Vollziehung des
Amateurfunkwesens. Wichtige Zielvorgaben fiir diese Anderungen bestanden aber auch in einer
zeitgemaRen Liberalisierung sowie in der Vornahme weiterer VVerwaltungsvereinfachungen.

Dariberhinaus werden mit dem vorliegenden Entwurf insbesondere folgende Anderungen vorgenommen:

— Abschaffung des Relikts ,,Zulassung und Typenzulassung*

—Im Rahmen der letzten Novelle des TKG 2003 offen gebliebenes bzw. nur teilweise
verwirklichtes Konsumentenschutzanliegen (8 100) — Abschaffung der verpflichtenden
Papierrechnung
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— Anderung, die auf Grund des Inkrafttreten des Allgemeinen Streitbeilegungsgesetzes
erforderlich ist

— Befristung sémtlicher bislang nicht befristeter Bewilligungen
— Ermdglichen einer Mehrfachnutzung von Frequenzen
— Gesetzliche Grundlage fir eine Valorisierung der Gebiihren

— Reorganisation der Fernmeldebehdérden — Zusammenlegung der derzeit vier
Fernmeldebiiros und des Buros fur Funkanlagen und
Telekommunikationsendeinrichtungen auf ein bundesweit zustdndiges Fernmeldebiiro

— Uberarbeitung von Abschnitt 12 ,,Datenschutz“ nachdem die die Vorratsdatenspeicherung
normierenden Bestimmungen mit Erkenntnis des VfGH, verdffentlicht mit BGBI. |
Nr. 44/2014, behoben wurden

— Uberarbeitung von Abschnitt 12 ,,Datenschutz im Hinblick auf das Inkrafttreten des DSG
sowie der Datenschutz-Grundverordnung

— Anpassung an das FMaG 2016 sowie Ubernahme einiger Bestimmungen aus dem
FMaG 2016

Dariiber hinaus sollen auch Erfahrungen aus der Vollziehung der geltenden Bestimmungen des
TKG 2003 zu Adaptierungen einiger Regelungen fuhren.
Zu Artikel 11 — Novelle des Funkanlagen-Marktiiberwachungs-Gesetzes — FMaG 2016

— die Verpflichtung der Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze Beschreibungen
der von ihnen bereit gestellten Schnittstellen zu verdffentlichen wird in das TKG 2003
ubernommen

— einige Bestimmungen, welche auch Telekommunikationsendeinrichtungen betreffen, die
keine Funkanlagen sind, werden in das TKG 2003 tibernommen

— die diesbeziiglichen Strafbestimmungen werden in das TKG 2003 iibernommen.
— Anpassung an die Reorganisation der Fernmeldebehérden
Zu Artikel 111 — Novelle des Funker-Zeugnisgesetzes — FZG
— Anpassung an die Reorganisation der Fernmeldebehdrden.
Kompetenzgrundlage:

Der vorliegende Entwurf stitzt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG (,,Post- und Fernmeldewesen®).

Besonderer Teil
Zu Artikel 1:
Zu 81 Abs. 4:
Dieser Umsetzungshinweis war neu aufzunehmen.
Zu 837 36:

In Abschnitt 2 werden im Sinne des Regierungsprogrammes Erleichterungen fir die Errichtung von
Kleinantennen ermdglicht. Die dafiir erforderliche Definition von Kleinantennen ist an dieser Stelle
abgebildet.

Zu § 3 Z 37 bis 44:

Die fir die Vollzeihung des Amateurfunkwesens erforderlichen Definitionen werden an dieser Stelle
eingefiigt.

Zu83Z3r:

Not- und Katastrophenfunkverkehr wird von den mit der Hilfeleistung in Not- und Katastrophenféllen
betrauten Behorden und Organisationen durchgefiihrt und ist keineswegs dem Amateurfunkdienst
vorbehalten. Funkamateure kénnen jedoch in Not- und Katastrophensituationen Unterstiitzung bei der

Durchfithrung von Not- und Katastrophenfunkverkehr leisten. Die vorgenommene Anderung stellt daher
eine Prézisierung dar.

Zu 837 44:

Die neue eingeflhrte Definition einer ,,Remotefunkstelle” steht in Zusammenhang mit den an § 78a
Abs. 3 und 4 vorgenommenen Anderungen, die Funkamateuren die Maoglichkeit erdffnen, eine
Amateurfunkstelle mittels einer Internetverbindung zu steuern.
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Zu8§5Abs.1Z 3a:

Damit wird dem in der Diskussion wiederholt geforderten Anliegen nach der Einrdumung von
Leitungsrechten fur Kleinantennen entsprochen. Die mit der Anbringung von Kleinantennen verbundenen
erforderlichen Eingriffe umfassen auch die zum Betrieb der Antenne erforderlichen Zuleitungen (zB
Energieversorgung). Anders als die in der Regel groRen Antennentragemasten iS d 8 3 Z 35 sind die
Einrichtungen zur Befestigung von Kleinantennen vom Leitungsrecht mitumfasst.

Zu85Abs.1Z4:

So wie das bislang bereits fiir die in 85 Abs. 1 Z 1 bis 3 angefiihrten Anlagen der Fall war, sind Betrieb,
Erweiterung und Erneuerung von Kileinantennen einschliellich deren Befestigungen und der
erforderlichen Zuleitungen vom Leitungsrecht mitumfasst. Diese Z dient der Sicherstellung des Prinzips
der Technologieneutralitat, indem ausschliellich physische Eingriffe rechtliche Konsequenzen, wie etwa
eine neuerliche oder zusitzliche Abgeltung auslésen, nicht jedoch eine bloBe Anderung der die vom
Leitungsrecht betroffene Anlage benutzenden Technologie.

Zu 85 Abs. 5:

Fur Leitungsrechte an Objekten, die im Eigentum eines 6ffentlichen Rechtstrégers stehen, wird daher
kinftig — anders als fiir Leitungsrechte an oOffentlichem Gut gemédR §5 Abs. 3 — das Prinzip der
Unentgeltlichkeit nicht gelten. Siehe auch das Erkenntnis des VwWGH, GZ 2003/03/0163, vom
15.12.2003.

Zur Gewadbhrleistung der Transparenz hinsichtlich der Hohe einer zu erwartenden Abgeltung fir die
Inanspruchnahme von Leitungsrechten fiir Kleinantennen wird die Regulierungsbehdrde regelméRig
diesbezugliche Informationen verdffentlichen. Diese Informationen dienen als Richtwerte und werden ua
an der Ortsublichkeit orientiert sein.

Zu 8§85 Abs. 6:

Die Beschriankung dieses Rechts auf Objekte, die im Eigentum eines 6ffentlichen Rechtstrégers stehen,
erfolgte deshalb, da nicht zuletzt durch die 6ffentliche Hand rechtspolitisches Interesse am Aufbau
qualitativ hochwertiger Infrastruktur definiert wurde. Offentliche Grundeigentiimer sollen daher auch
vermehrt zu deren Verwirklichung beitragen als private Grundeigentimer.

Das Leitungsrechts soll sich im Fall der Anbringung von Kleinantennen nicht ausschlielflich auf
Liegenschaften beziehen, sondern sollen auch andere Gegenstande, die zur Anbringung von
Kleinantennen geeignet sind, wie etwa Verkehrszeichen, StraRenbeleuchtung oder Sicherungskéasten daftr
zur Verfligung gestellt werden missen.

Zu 85 Abs. 7:

Zur Gewadbhrleistung der Transparenz hinsichtlich der Hohe einer zu erwartenden Abgeltung fir die
Inanspruchnahme von Leitungsrechten fiir Kleinantennen wird die Regulierungsbehdrde regelméRig
Informationen verdffentlichen. Diese Informationen dienen als Richtwerte und werden ua an der
Ortsublichkeit orientiert sein.

Zu 8§ 6 Abs. 3a:

In Bezug auf vertraglich vereinbarte Grundstiicksbelastungen werden von den Eigentiimern belasteter
Objekte oftmals Uberhohte, nicht dem ortsiiblichen Ausmal} entsprechende Abgeltungen gefordert. Mit
dieser Madglichkeit, eine Entscheidung der Regulierungsbehorde Uber die Angemessenheit einer
vertraglich vereinbarten Abgeltung herbeizufihren, soll diese Problematik entschéarft und die
Abgeltungen auf ein angemessenes Niveau zurlckgefiihrt werden.

Zu § 6a Abs. 1 und 13a Abs. 4:

Die Beschrankung der Einmeldung und Koordinierung von Bauarbeiten auf nicht auf ganz oder teilweise
aus Offentlichen Zuschiissen finanzierte Ausbauvorhaben wird aufgehoben und beinhaltet nunmehr alle
Ausbauvorhaben von Netzinfrastruktur.

Die Berechtigung zur Koordinierung von Bauarbeiten soll gegeniiber der bisherigen Fassung erweitert
werden. Konnten bisher ausschlieBflich Bereitsteller &ffentlicher Kommunikationsnetze eine
Koordinierung mit von anderen Netzbereitsteller geplanten oder ausgefiihrten Bauvorhaben beantragen,
sollen nach der neuen Fassung auch andere Netzbereitsteller berechtigt sein, mit geplanten
Ausbauvorhaben von Hochgeschwindigkeitsnetzen fiir die elektronische Kommunikation zu
koordinieren. Damit kdnnen Kosteneinsparungen auch fiir andere Branchen als der Telekommunikation
realisiert werden, wodurch volkswirtschaftliche Vorteile beim Ausbau von Infrastrukturen realisiert
werden konnen. Da diese Regelung im TKG abgebildet werden soll und eine Zustindigkeit der
Regulierungsbehérde  zur  Streitschlichtung  besteht, muss - um die Verbindung zur
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Kommunikationsbranche und der Telekom-Regulierungsbehérde sicherzustellen — mindestens eines der
an der Koordinierung beteiligten Unternehmen ein Bereitsteller eines 6ffentlichen Kommunikationsnetzes
sein.

Zu § 6b Abs. 1a:

Mit dem neu eingefligten Abs.la sollen auch Netzbereitsteller anderer Branchen als der
Telekommunikationsbranche berechtigt werden, Mindestinformationen (ber Bauvorhaben von
Bereitstellern offentlicher Kommunikationsnetze zu erhalten, um die mit dieser Novelle intendierte
Erweiterung der Madglichkeiten zur Koordination (8 6a) zu unterstiitzen. Siehe Anmerkung zu § 6a
Abs. 1. Die Absétze 2, 3 und 6 werden an den neu eingefiigten Abs. 1a angepasst.

Zu 8§ 9a Abs. 1:

Da der bisherige § 13a Abs. 2 entfallen soll, muss an dieser Stelle stattdessen auf Abs. 3 verwiesen
werden.

Zu § 13a Abs. 2:

Der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie verfugt aus der Vergabe und Abwicklung
von Breitbandférderungsprogrammen, wie aktuell etwa die Programme Leerrohr, Access und Backhaul
im Rahmen der Strategie BBA 2020, Giber umfangreiches Datenmaterial betreffend 6ffentlich geférderte
Bauvorhaben und Infrastrukturen. Diese Informationen sollen zur weiteren Unterstiitzung des
Breitbandausbaus sowie zur Vermeidung von Doppelférderungen an die Zentrale Informationsstelle
eingemeldet werden kénnen. Damit korrespondierend soll die RTR-GmbH ermdachtigt werden, diese
Daten in ihren Datenbestand einzupflegen und bei entsprechenden Abfragen nach den 88 6b und 9a bwz
nach dem neu eingefiigten Abs. 5a in die Beauskunftung miteinzubeziehen.

Zu § 13a Abs. 3:

Die bisherige Einschrankung auf elektronisch verfiigbare Daten entféllt. Die Pflicht zur Datenlieferung
soll kunftig auch auf nicht in elektronischer Form vorliegende Daten ausgedehnt werden; diesbeztiglich
wurde eine Ubergangsfrist in §13a Abs. 3 aufgenommen. Damit werden die in der Zentralen
Informationsstelle fir Infrastrukturdaten verfligbaren Daten zu fiir Kommunikationslinien nutzbare
Anlagen, Leitungen oder sonstige Einrichtungen vervollstandigt.

Da § 13a Abs. 2 grundlegend geéndert wird, missen an dieser Stelle statt der bisherigen Verweises auf
§13a Abs.2 der dort enthaltene Umfang an betroffenen Infrastrukturen sowie der Umfang der
Informationen in den § 13a Abs. 3 libernommen werden.

Zu § 13a Abs. 4:

Wie auch bei 8§88 6a Abs. 1 entféllt die Beschrankung der Einmeldung und Koordinierung von Bauarbeiten
auf nicht auf ganz oder teilweise aus 6ffentlichen Zuschiissen finanzierte Ausbauvorhaben.

Die Mdglichkeit, Standorte als kritisch zu kennzeichnen entféllt, da solche nicht geféhrdet sein kénnen,
sondern allenfalls die ohnedies gegebenenfalls als kritisch bzw. sensibel gekennzeichneten Netzelemente.

Die bisher verwendete Formulierung konnte nahelegen, dass die sechsmonatige Frist zwingend
einzuhalten ist. Dies konnte jedoch ein Verzogerung des Bauvorhabens bewirken, welche weder
beabsichtigt noch sinnvoll ist.

Zu § 13a Abs. 5:

Die Einschrankung auf elektronisch verfiigbare Daten entfallt, wie auch in § 13a Abs. 3. Damit werden
die in der Zentralen Informationsstelle fur Infrastrukturdaten verfugbaren Daten zu flr
Kommunikationslinien nutzbare Anlagen, Leitungen oder sonstige Einrichtungen vervollstandigt. Die
Daten uber neue Elemente der Infrastrukturen werden nicht rollierend innerhalb von zwei Monaten
sondern jeweils zum Ende eines Quartals zuganglich gemacht. In gleicher Weise werden auch in § 13d
Abs. 3 die Informationen nach 8§ 13d Abs. 2 zugénglich gemacht. Zum gleichen Stichtag eines
Quartalsendes tbermittelte Daten kénnen damit zueinander zeitlich korrekt in Beziehung gesetzt und
uberpriift werden. Die Einschrankung auf eine quartalsweise Lieferung stellt fir die Betreiber eine
Reduktion ihres Aufwands dar.

Zu § 13a Abs. ba:

Jeder Netzbereitsteller, der verpflichtet ist, Informationen an die Zentrale Informationsstelle zu liefern,
soll die Mdglichkeit erhalten, die in dem neu eingefiigten Abs. 5a genannten Basisinformationen tber
Bauvorhaben in Listenform zu erhalten. Dadurch kénnen sowohl Bauvorhaben zum Ausbau von
Hochgeschwindigkeitsnetzen, als auch Bauvorhaben anderer Branchen durch Kostensenkungen bei
gemeinsamem Ausbau unterstiitzt werden. Die Berechtigung nach diesem Absatz beschrénkt sich auf
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diese Basisinformationen, die gesamten Mindestinformationen Uber Bauvorhaben kénnen weiterhin
ausschliellich die nach 8§ 6b Berechtigten abfragen. Auch eine Mdglichkeit der Verfahrensfiihrung vor
der TKK soll im Anwendungsbereich des neuen Absatzes 5a nicht eingefiihrt werden.

Zu § 13a Abs. 6:

Mit der Erweiterung des 8 13a Abs. 6 soll die RTR-GmbH erméchtigt werden, aus den ihr flr die
Zentrale Informationsstelle fiir Infrastrukturdaten zugénglich gemachten Daten anonymisierte statistische
Auswertungen zu erstellen und ggf. gemd 8123 Abs.2 TKG 2003 in geeigneter Form zu
veroffentlichen. Diese Statistiken bzw. deren Verdffentlichung kdnnen wesentlich dazu beitragen, die
Entwicklung des Breitbandausbaus in Osterreich zu begleiten, die Geschwindigkeit dieses Ausbaus zu
monitoren und gegebenenfalls Empfehlungen fir die Politik daraus zu erarbeiten. Die
Regulierungsbehdrde hat dabei auf § 125 TKG 2003 Bedacht zu nehmen und dafiir Sorge zu tragen, dass
bei der Erstellung bzw. Verdffentlichung dieser Statistiken Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse gewahrt
bleiben.

Zu § 13a Abs. 6a:

Im Rahmen der Forderungsstrategie Breitband Austria 2020 (BBA_2020) werden Férderungsgelder aus
der Breitbandmilliarde fiir den Ausbau von Hochleistungsbreitband vergeben. Die Einsichtnahme in die
ZIS ist notwendig um die Einhaltung der besonderen Fdrderungsbedingungen sicherzustellen und
Doppelfoérderungen zu vermeiden.

Der neue § 13a Abs. 6a schafft eine Rechtsgrundlage fur die Einsichtnahme der RTR-GmbH in fir die
Zentrale Informationsstelle fiir Infrastrukturdaten zugénglich gemachten Daten. Die Einsichtnahme
erfolgt im Zusammenhang mit der Durchfiihrung und Abwicklung von FérderungsmaBnahmen betreffend
den Breitbandausbau durch vom Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie hiefur namhaft
zu machende Bevollméchtigte. Die Berechtigung zur Einsichtnahme bezieht sich auf Antrédge von
Forderungsnehmern auf Zugénglichmachung von Mindestinformationen ber geplante Bauvorhaben
(8 6b Abs. 1) sowie nutzbare Infrastrukturen (§9a Abs. 1) sowie deren Ergebnisse.

Nicht umfasst sind Daten betreffend Standorte und Leitungswege, bei denen durch die Mitbenutzung die
Gefahr einer Stérung oder Zerstérung droht, welche Auswirkungen auf das Leben oder die Gesundheit
von Menschen, die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder
schwerwiegende Auswirkungen auf die VVolkswirtschaft des Landes haben wiirden (Abs. 3).

Zu § 13d:

Die Neueinfiihrung des § 13d zielt drauf ab, eine zentrale Informationsstelle fur Breitbandversorgung
analog zur zentralen Informationsstelle fiir Infrastrukturdaten gem. § 13a zu schaffen. Bereitsteller eines
offentlichen Kommunikationsnetzes werden verpflichtet, regelmé&Rig Daten zur Versorgung mit Breitband
auf geographischer Ebene an die Regulierungsbehdrde in elektronischer Form zu Ubermitteln. Die
Regulierungsbehdrde flihrt das Verzeichnis und stellt die Informationen in geeigneter Form 6ffentlich zur
Verfiligung, z. B. als Karte iber die aktuelle Versorgung der Bevélkerung mit Breitband.

In der Verordnung gem. Abs. 2 sollen die verpflichtenden Angaben wie zB das vom Betreiber jeweils
versorgte Gebiet (z. B. 100 Meter Raster der Statistik Austria), die Download- und Upload-
Geschwindigkeiten oder der Erhebungszeitraum und die Verdffentlichung dieser Daten ndher spezifiziert
werden. Die Angaben sind jeweils fir Festnetz, Mobilfunk sowie fir hybride Zugénge getrennt
auszuweisen. Die Daten sind jeweils zum Ende eines Quartals zu aktualisieren. Zur Abfrage der
Breitbandversorgungsdaten wurde eine eigene VO-Grundlage fiir die Regulierungsbehoérde eingefigt.

Zu § 16 Abs. 1 bis 3b:

Betreiber Offentlicher Telekommunikationsnetze werden hiermit verpflichtet, Beschreibungen der von
ihnen bereit gestellten Schnittstellen zu ver&ffentlichen und damit den Herstellern von Endeinrichtungen
die Mdglichkeit gegeben, zum Anschluss an diese Schnittstellen geeignete Endeinrichtungen am Markt
bereitzustellen.

Diese Bestimmung war urspriinglich in Umsetzung der Richtlinie 99/5/EG in § 5 FTEG enthalten, wurde
sodann in 8 34 FMaG 2016 tibernommen und ist zur Umsetzung der Richtlinie 2008/63/EG uber den
Wettbewerb auf dem Markt fiir Telekommunikationsendeinrichtungen, ABI. Nr. L 162 vom 21.06.2008,
S.20, auch weiterhin erforderlich.

Da Gegenstand dieser Bestimmung jedoch nicht das Bereitstellen von Funkanlagen auf dem Markt ist,
sondern mit dieser Bestimmung eine Verpflichtung der Betreiber normiert wird, soll die gegenstandliche
Regelung in das TKG 2003 uiberfiihrt werden.
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Zu § 16a Abs. ba:

Abs. 5a sieht vor, dass die Regulierungsbehorde eine nach Abs. 5 erhaltene Mitteilung unverzuglich an
den Bundesminister fir Inneres weiterzuleiten hat. Durch diese Bestimmung soll sichergestellt werden,
dass das gesamtheitliche Lagebild, welches im Rahmen der durch das Netz- und
Informationssystemsicherheitsgesetz (NISG), BGBI. I Nr. X/2018, neu eingerichteten Struktur zur
Koordination auf der operativen Ebene (OpKoord) erdrtert werden soll, Informationen Uber
Sicherheitsverletzungen oder den Verlust der Integritat bei Betreibern 6ffentlicher Kommunikationsnetze
oder -dienste enthalt.

Zu § 16a Abs. 12:
Siehe EB zu 12. Abschnitt.
Zu 88 17a, 17b und 25b Abs. 2:

Diese Vorschlage legen die Zustandigkeit der Regulierungsbehorde fiir behordliche Téatigkeiten, die auf
Grund der Verordnung (EU) 2015/2120 erforderlich sind, fest.

Die in 8 17b beschriebene Tatigkeit der Regulierungsbehdrde stellt eine Dienstleistung fiir Endkunden
dar. Die Nutzungsbedingungen sind daher nicht als Verordnung zu qualifizieren, sondern bilden die
Grundlage fiir eine Tatigkeit der Regulierungsbehorde im Rahmen der Privatwirtschaft.

Zu § 25 Abs. 3:

Der Zweck des Sonderkiindigungsrechtes besteht darin, dass verschlechternde Anderungen des
Vertragsverhéltnisses durch Betreiber sich fir den Kunden nicht nachteilig auswirken. Der Grundsatz,
dass sich dieses Sonderkiindigungsrecht nicht auf durch die Anderung der Rechtsordnung erzwungene
Anpassungen bezieht, wird nunmehr prézisiert.

Zu § 25 Abs. 6:

Die AGB und Entgeltbestimmungen werden auch nach Art. 4 der Verordnung (EU) 2015/2120 Uberpruft.
Zu 8§ 25b Abs. 2:

Siehe EB zu 8§ 17a und 17b.

Zu § 29 Abs. 2:

Die Anderung war im Sinne einer Klarstellung geboten. Der Begriff ,frei kalkulierbare Dienste® ist im
TKG 2003 nicht legaldefiniert. Soweit damit Mehrwertdienste gemeint sind, sind diese mit dem BGBI |
Nr. 134/2015 gem. 83 Z4a vom Begriff ,,Dienste von Drittanbietern* umfasst. Auch 829 Abs. 2a
verwendet folgerichtig diesen klar spezifizierten Begriff. Sachlich ist kein Grund erkennbar, warum sich
der Umfang einer Sperre nach Abs. 2 von jener nach Abs. 2a unterscheiden sollte. Mit der einheitlichen
Verwendung des Begriffes ,,Dienst von Drittanbietern® steigen somit Transparenz und Rechtssicherheit
sowohl fiir Betreiber als auch Teilnehmer.

Soweit es sich um rufnummernadressierte Dienste von Drittanbietern handelt, sind von der Sperre alle
Rufnummernbereiche umfasst, die fir Dienste von Drittanbietern grundsétzlich geeignet sind (vgl. § 117
Abs. 1 KEM-V 2009). Eine Ausnahme sind die Bereiche 810, 820 und 821 sowie die L&nderkennzahl
808, da diese unter der festgelegten Grenze von EUR 0,20 pro Minute oder Event liegen. Diese
Rufnummernbereiche sollen auch deswegen erreichbar bleiben, da hinter Rufnummern dieses Bereiches
viele ubliche Dienste, wie z. B. Kundenhotlines oder die Zeitansage, erreichbar sind. Bei Diensten, die
nicht rufnummernadressiert sind, ist dieser Bedarf nicht gegeben. Nach derzeitigem Rechtsstand sind
somit von der Sperre die Bereiche, 900, 901, 930, 931, 939 und der Zugangskennzahlbereich 118 sowie
alle Dienste, die nicht rufnummernadressiert sind, umfasst.

Zu 8852 Abs. 3,52 Abs. 5, 54 Abs. 6aund 7 und § 55 Abs. 5a:

Mit diesen Bestimmungen wird die rechtliche Grundlage fiir die Sekundarnutzung von Frequenzen
geschaffen.

Bereits zugeteiltes aber durch den urspriinglichen Zuteilungsinhaber (Primarnutzer) noch nicht genutztes
Spektrum soll durch eine solche Sekunddrnutzung kinftig auch weiteren Zuteilungswerbern
(Sekundéarnutzern), die Frequenzen nur Kkurzfristig und ortlich eingeschrénkt nutzen wollen, zugeteilt
werden konnen. (Mit Sekundérnutzung ist in diesem Zusammenhang nicht die sekunddre Nutzung eines
Funkdienstes im Sinne der FrequenznutzungsVO gemeint, dessen Regelungen aus der VOFunk sich auf
die Widmung von Funkdiensten auf zwischenstaatlicher Basis beziehen).

Voraussetzung daftr ist jedoch, dass der Frequenzbereich, aus dem Spektrum fiir Zwecke einer
Sekunddrnutzung beantragt wird, im Frequenznutzungsplan als hiefiir geeignet ausgewiesen ist (8 52
Abs. 3) und dass die Behorde, die aus diesem Frequenzbereich Frequenzen fur eine Primarnutzung
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zugeteilt hat, in dieser Zuteilung auch festlegt hat, dass und unter welchen Rahmenbedingungen im
konkreten Einzelfall von dieser Mdglichkeit einer Sekundarnutzung kiinftig Gebrauch gemacht werden
kann (8§ 54 Abs. 6a und 7). Diese Rahmenbedingen koénnen durch die zuteilende Behdrde in Form von
Nebenbestimmungen festgelegt werden und werden insbesondere die erforderliche zeitliche und 6rtliche
Koordination zwischen Primérnutzer und Sekundérnutzer beinhalten.

Festzuhalten ist jedenfalls, dass ein sekunddres Nutzungsrecht im Gegensatz zum Recht des
Primarnutzers jedenfalls ein lediglich abgeleitetes Recht darstellt. Sollte der Primdrnutzer das von der
Sekundarnutzung betroffene — und ihm bereits aus der Zuteilung erwachsene — Nutzungsrecht ausiiben
wollen, muss ein etwaiger Sekundarnutzer jedenfalls binnen einer bestimmen, im Rahmen der Zuteilung
an den Primarnutzer festgelegten Zeit die Nutzung der betroffenen Frequenzen wieder einstellen.

Fur den Fall, dass bei Zuteilung von Frequenzen, hinsichtlich derer im Frequenznutzungsplan eine
Festlegung gemal § 52 Abs. 3 getroffen wurde, die Mdéglichkeit einer Sekundarnutzung festgelegt werden
soll, hat dies bereits aus den diesbeziiglichen Ausschreibungsbedingungen hervorzugehen (8 55 Abs. 5a).

Damit wird nicht nur der Grundsatz der effizienten Frequenznutzung noch mehr in den Vordergrund
geriickt, sondern entspricht dies auch den auf européischer Ebene verstarkt gefiihrten Diskussionen iber
Frequenznutzungsmodelle, die durch eine gemeinsame Nutzung von Frequenzen (wie zB Spektrum-
sharing, licence shared access) eine Effizienzsteigerung herbeifiihren sollen.

Die  Moglichkeit der aufwandigeren und  genehmigungspflichtigen ~ Uberlassung  von
Frequenznutzungsrechten (8§ 56 Abs. 1) bleibt davon unberiihrt.

Zu 8§55 Abs. 2 und 3:

Mit dieser Prazisierung wird die bisherige Vollziehungspraxis auch sprachlich im Gesetzestext
abgebildet, im Vorfeld der Zuteilung von Frequenzen die VVorgaben der in § 1 niedergelegten Ziele und
Zwecke des TKG zu beachten und inshesondere mittels eines wirtschaftlich vertretbaren
Auktionsdesigns, welches auf die Ziele des TKG 2003, insbesondere den Wettbewerb, abstellt und nicht
auf  Erlésmaximierung, strategische und investitionsfreundliche  Uberlegungen  gegeniiber
einnahmenmaximierenden Zielsetzungen vorrangig in die Gestaltung der Ausschreibungsbedingungen
von Frequenzen einflieBen zu lassen.

Die Regulierungsbehorde hat bei der Wahl des Auktionsformats auch internationale Erfahrungen mit
vergleichbaren Auktionen, etwa die Marktumstédnde und die Vergabeziele betreffend, zu berticksichtigen.
Die Informationspolitik ist nach MaRRgabe der Vergabeziele mdglichst transparent zu gestalten.

Zu § 55 Abs. 12a:

Zur Abwendung der Unterbrechung der Versorgung mit TK-Diensten soll ein Verfahren zur Zuteilung
von Frequenzen durch die Regulierungsbehérde mit Mandatsbescheid beendet werden kénnen. Ein
solcher Mandatsbescheid soll jedoch lediglich als Uberbriickung bis zum regularen Abschluss des
erforderlichen Ermittlungsverfahrens dienen und ist deshalb entsprechend zu befristen.

Zu § 56 Abs. 4:
Siehe EB zu § 112.
Zu § 65 Abs. 9:

Mit dieser Bestimmung soll die Schaffung einer zentralen Datenbank fir alle &sterreichischen
Rufnummern ermdglicht werden. Der Regulierungsbehoérde soll damit die Mdglichkeit gegeben werden,
ihre bisherige Verwaltungstatigkeit im Bereich der Rufnummernverwaltung - insbesondere auch im
Zusammenhang mit der Nummernibertragung - auf eine moderne elektronische Plattform zu transferieren
und diese auch den Markteilnehmern zur Verfligung zu stellen.

Eine solche zentrale Datenbank hat im Vergleich zum Status quo unter anderem folgende Vorteile:
Abwicklung Uber eine elektronische Schnittstelle, Verwaltungsvereinfachung, Verbesserung der
Transparenz, Vereinfachung bei der Einrichtung von Rufnummern, Unterstlitzung beim Portierprozess,
Vereinfachung der Anrufzustellung, Unterstitzung der Standort- und Stammdatenabfrage bei Notrufen.

Zu 8§71 Abs. 2:

Die genannte Ergdnzung ist in Hinblick auf das Alternative-Streitbeilegungs-Gesetz (AStG) erforderlich
geworden, welches am 9. Janner 2016 in Kraft getreten ist. Gemdll §6 Abs.6 Z4 AStG haben
Verbraucherinnen und Verbraucher das Recht, binnen eines Jahres ab urspringlicher
Beschwerdeerhebung beim Betreiber ein Schlichtungsverfahren zu beantragen. In den bis zum
8. Janner 2016 vorgesehenen Verfahrensrichtlinien (82 lit. e)) der ,Verfahrensrichtlinien fiir das
Schlichtungsverfahren mit Betreibern von Kommunikationsdiensten nach § 122 Abs. 1 Z 1 TKG 2003
war eine Frist von einem Monat ab dem Erhalt der Einspruchserledigung fir einen Schlichtungsantrag
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nach §122 Abs.1 Z1 TKG 2003 vorgesehen. Diese Frist ist nicht mehr zul&ssig und wurde nach der
Vorgabe des AStG verlangert. Fur den Aufschub der Falligkeit brachte dies eine nicht rechtfertigbare
Verlangerung auf bis zu ein Jahr nach Einspruchserhebung mit sich. Selbst in Féllen, bei denen ein
Nutzer im Zuge des Einspruches einen Aufschub der Félligkeit erwirkt hat, eine schriftliche Antwort
durch seinen Betreiber erhalt und in Folge gar kein Schlichtungsverfahren beantragen will, ist somit der
Aufschub der Félligkeit bis ein Jahr nach der Beschwerdeerhebung wirksam. Bis zu diesem Zeitpunkt
kann ndmlich noch ein zuldssiger Schlichtungsantrag eingebracht werden. Wollen Nutzerinnen und
Nutzer daher nach dem Erhalt der Einspruchserledigung weiterhin den Aufschub der Falligkeit in
Anspruch nehmen, ist es zumutbar, dass ein Antrag auf Streitbeilegung zeitnahe binnen drei Monaten ab
Erhalt der Einspruchserledigung gestellt wird. Gemé&R den Vorgaben des AStG ist grundsétzlich auch bei
einer Antragstellung nach mehr als drei Monaten ein Schlichtungsverfahren moglich. Der Aufschub der
Falligkeit kann dann jedoch nicht mehr genutzt werden.

Zu 8872 Abs. 1und 2, 74 Abs. 1, 75 Abs. 1 und 3, 78 Abs. 5 sowie 86 Abs. 4:

In diesen Bestimmungen werden die auf Grund der Erlassung des FMaG 2016 erforderlichen
redaktionellen Anderungen vorgenommen.

Zu 88 72 Abs. 3, 78 Abs. 6 sowie 88 Abs. 3 und 4 (5 und 6):

Diese Bestimmungen wurden wortlich aus § 11 Abs. 3 bis 6 FTEG in §24 Abs. 4 bis 7 FMaG 2016
ubernommen.

Da diese Regelungen jedoch nicht das Inverkehrbringen von Geréten betreffen, sondern sich an
Netzbetreiber bzw. an die Betreiber der Geréte richten, sollen sie in das TKG 2003 Gibernommen werden.

Zu 874 Abs. 1:

In dieser Bestimmung werden die auf Grund der Erlassung des FMaG 2016 sowie der Einarbeitung des
AFG erforderlichen redaktionellen Anderungen vorgenommen.

Zu 8§ 74 Abs. 1 und 2a:

Fur Zwecke der o6ffentlichen Sicherheit, Verteidigung, Sicherheit des Staates oder Strafrechtspflege sind
derzeit bereits Jammer bewilligungsfahig. In Zukunft soll im Telekommunikationsrecht auch die
gesetzliche Grundlage dafiir geschaffen werden, Funkanlagen zu bewilligen, mit denen der Standort einer
Mobilfunkanlage bzw. der Aufenthaltsort der diese Mobilfunkanlage besitzenden Person ermittelt werden
kann. Derartige Funkanlagen (IMSI-Catcher) werden bereits derzeit durch die Organe der 6ffentlichen
Sicherheit auf Grund von § 53 Abs. 3b Sicherheitspolizeigesetz (SPG) im Rahmen der ersten allgemeinen
Hilfeleistung und auf Grund von § 54 Abs. 2a SPG zur Unterstiitzung von Observationen eingesetzt.

Die fernmeldebehérdliche Bewilligung sowie insbesondere die im letzten Satz des Abs. 2a normierte
Aufzeichnungs- und Vorlageverpflichtung soll im Falle etwaiger Stérungen die rasche Zugéanglichkeit zu
Informationen fur die Fernmeldebehdrden sicherstellen. Die Entscheidung tber Einsatz, Einsatzort und
Einsatzzeitpunkt wird jedoch wie bislang auch weiterhin auf Grundlage des SPG und unter der
Verantwortung der Sicherheitsbehérden erfolgen.

Zu 8§ 74 Abs. la:

Der Betrieb von Funkempfangsanlagen ist bereits auf Grund der Verordnung, mit der generelle
Bewilligungen erteilt werden, BGBI. 11 Nr. 64/2014, generell bewilligt, sodass die diesbeziiglich bislang
in dieser Bestimmung des AFG verankerte Ausnahme entfallen kann.

Kiinftig soll gestattet sein, dass auch Nicht-Funkamateure zB kurze GrulRbotschaften mittels
Amateurfunkanlagen absetzen. Damit soll insbesondere Jugendlichen ein erster Kontakt mit dem
Amateurfunk ermdoglicht werden. Der Betrieb der Amateurfunkstelle ist jedoch stdndig und unmittelbar
durch einen Funkamateur zu beaufsichtigen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die gesetzlichen
Regelungen sowie die Regelungen der AFV in technisch-betrieblicher Hinsicht jederzeit eingehalten
werden. Da diese Bestimmung eine Ausnahme von der Bewilligungspflicht darstellen, ist eine
Information der Behorde darliber, dass eine solche Mdglichkeit in Anspruch genommen werden soll,
erforderlich.

Es kann damit gerechnet werden, dass voraussichtlich etwa fiinf derartige Anzeigen pro Jahr erfolgen
werden. Diese Anzeigen kdnnen formlos erfolgen und stellen somit, auch im Hinblick auf die erwartete
geringe Anzahl, ein fur die betroffenen Amateurfunkvereine eine niederschwellige MaRnahme dar. Aus
denselben Grinden wird sich der administrative Aufwand fir die die Anzeigen entgegennehmende
Behorde nur unwesentlich erhéhen.
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Zu 8§ 74 Abs. 2b:

Mit dieser Bestimmung soll eine gesetzliche Grundlage fiir die Erteilung von Bewilligungen geschaffen
werden, mit denen ausléndischen Anbietern die Mdglichkeit gegeben wird, von Gsterreichischem
Staatsgebiet aus das grenznahe Gebiet eines auslédndischen Staates mit Telekommunikationsdiensten zu
versorgen.

Zu § 74 Abs. 2c¢ bis 2e:

An diesen Stellen werden die im Hinblick auf die Erteilung von Bewilligungen gemél3 Abs. 2, 2a und 2b
erforderlichen verfahrensrechtlichen Festlegungen getroffen.

Zu 875 Abs. 1 und 3:

In diesen Bestimmungen werden die auf Grund der Erlassung des FMaG 2016 erforderlichen
redaktionellen Anderungen vorgenommen.

Zu 8876 und 77:

Mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz (ber Funkanlagen und
Telekommunikationsendeinrichtungen erlassen wird, BGBI. | Nr. 134/2001, wurde von dem Regime der
Zulassung einer Funkanlage oder eines Telekommunikationsendgerdtes vor dessen Inverkehrbringen
abgegangen und durch ein System der Herstellererklarung ersetzt. Die angefiihrten Bestimmungen stellen
sohin totes Recht dar, welches auBer Kraft gesetzt werden kann.

Zu 8§ 78 Abs. 2:
Siehe EB zu 12. Abschnitt.
Zu 8§ 78 Abs. 5:

In dieser Bestimmung werden die auf Grund der Erlassung des FMaG 2016 erforderlichen redaktionellen
Anderungen vorgenommen.

Zu 8§ 78 Abs. 6:
Siehe EB zu § 72 Abs. 3.
Zu Abschnitt 9a:

Hier wurden diejenigen Regelungen des friiheren AFG zusammengefasst, welche speziell auf die
Verwendung von Amateurfunkstellen abstellen. Die Bestimmungen sind weitgehend wortlich dem AFG
entnommen. Ergénzungen sind in den folgenden Eintragungen erldutert.

Zu § 78a Abs. 2:

Da der Besitz und die Einfuhr von Funkanlagen seit Inkrafttreten des TKG 2003 keinerlei Bewilligung
bedirfen, kénnen die diesbeziiglichen Passagen des AFG nunmehr entfallen.

Um dem technisch-experimentellen Charakter des Amateurfunkdienstes Rechnung zu tragen, soll es
Funkamateuren weiterhin  moglich  sein, auf Grund der erteilten Amateurfunkbewilligung
Amateurfunkanlagen zu &ndern oder selbst zu bauen.

Zu § 78a Abs. 3und 4:

Mit der vor 20 Jahren in Kraft getretenen Stammfassung des AFG wurde jegliche Verbindung von
Amateurfunkstellen mit anderen Telekommunikationsanlagen untersagt. Dieser Zugang ist nicht mehr
zeitgemaR. Mit dieser Ergdnzung soll der technologischen Weiterentwicklung Rechnung getragen und
Funkamateuren die Mdglichkeit er6ffnet werden, Amateurfunkstellen auch mittels Internettechnologie zu
verbinden. Damit wird Funkamateuren auch ermdglicht, Amateurfunkanlagen mittels einer
Internetverbindung, zu steuern. Diese Mdglichkeit kann von jedem Funkamateur und mit dem ihm in der
Amateurfunkbewilligung zugewiesenen Rufzeichen in Anspruch genommen werden.

Zu § 78a Abs. 5:

Auf Grund der mit der vorliegenden Novelle in Abs. 4 vorgenommenen Liberalisierung ist weitere,
bislang an dieser Stelle enthalten gewesene Verordnungsermachtigung gegenstandslos.

Zu 8§78 cAbs. 1:

Diese Ergénzung dient der Schérfung des Versténdnisses (ber die Durchfiihrung von Not- und
Katastrophenfunkverkehr unter Heranziehung des Amateurfunkdienstes. Verantwortlich fiir die
Durchfiihrung von Not- und Katastrophenfunkverkehr sind weiterhin die hiefiir zustdndigen Behdrden.
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Zu 8§ 78 c Abs. 6:

In Ansehung der angespannten Personalsituation in den Fernmeldebiros ist eine etwas langere
Vorlaufzeit fir erforderliche Organisationsbediirfnisse im Dienstbetrieb anzusetzen.

Zu § 78e Abs. 3:

Diese Vereinfachung trdgt dem Umstand Rechnung, dass akademischer Grad und Standesbezeichnung
zwar geflihrt werden dirfen, jedoch keinerlei Verpflichtung zu deren Verwendung besteht.

Zu 8§ 78g:

Die vorgenommenen Umformulierungen dienen der Ubersichtlichkeit und Klarheit. Insbesondere wird
nunmehr ausdriicklich festgehalten, dass sich die Verpflichtung zur Fihrung eines Funktagebuches auf
sdmtliche in  §78c  angefuhrten  Tatigkeitsbereiche,  ndmlich  auf  Notfunkverkehr,
Katastrophenfunkverkehr sowie die Durchfiihrung von Not- und Katastrophenfunkverkehrsiibungen
gleichermalien bezieht. Weiters wurde der unzeitgeméRe Hinweis auf die Zuléssigkeit des Fuhrens des
Funktagebuches mittels EDV-Anlage fallen gelassen.

Zu Abschnitt 9b:

Hier wurden diejenigen Regelungen des friheren AFG zusammengefasst, welche die Ausstellung von
Amateurfunkpriifungszeugnissen sowie die Amateurfunkpriifung regeln. Die Bestimmungen sind
weitgehend wortlich dem AFG entnommen. Die Mdglichkeit der Befreiung von der Ablegung der
Amateurfunkpriifung wurde deshalb nicht mehr vorgesehen, weil derzeit j&hrlich zwar nur mehr wenige
Antrége auf Befreiung von der Amateurfunkpriifung gestellt (finf Antrédge im Jahr 2013) werden, die
diesbezuglichen Ermittlungsverfahren sich jedoch &ufierst komplex gestalten, da die unterschiedlichsten
Ausbildungswege nachzuvollziehen und die entsprechenden Lehrinhalte zu erheben sind. Dieser zeit- und
personalméiige Aufwand steht in keinerlei Relation zu dem Aufwand, dem ein angehender Funkamateur
durch das Darlegen seines Wissens und seiner Kenntnisse im Rahmen der Ablegung der
Amateurfunkpriifung ausgesetzt ist. Diese Malinahme stellt sohin eine Verwaltungsvereinfachung dar.

Ergénzungen sind in den folgenden Eintragungen erléutert.
Zu § 781 Abs. 1 und 2:

Zur Straffung der Priifung soll die Anzahl der Priifungsgegenstande von drei auf zwei reduziert werden
(sieche auch Anmerkung zu 878m Abs.3). Dazu bietet sich die Zusammenfiihrung der
Prifungsgegenstande ,,Betrieb und Fertigkeiten sowie ,,Technische Grundlagen* an, da die betreffenden
Fragenkataloge einander bereits derzeit weitgehend Uberschneiden. Auch ist sichergestellt, dass die Priifer
die entsprechende Qualifizierung aufweisen, um beide Bereiche abdecken zu kénnen. Weiters soll auch
die rechtliche Grundlage fur eine automationsunterstiitzte Durchfiihrung der theoretischen Prifungsteile
geschaffen werden (siehe auch EB zu § 113 Abs. 7).

Zu 8§ 78m Abs. 3:

Die Herabsetzung der Anzahl der Priifer ergibt sich aus der Anderung von § 78I, mit welcher die Anzahl
der Priifungsgegenstédnde auf zwei reduziert wird. Es soll aber auch weiterhin die Maéglichkeit bestehen
bleiben, Laienprifer fir den Priifungsgegenstand ,,Betrieb und Technik® zu bestellen. Allerdings sind im
Hinblick auf Laienprufer in der VVergangenheit Rekrutierungsprobleme aufgetreten. Es ist daher Vorsorge
fur den Fall zu treffen, dass Laienprifer nicht in ausreichender Anzahl zur Verfligung stehen. Dies wird
mit der gewéhlten Formulierung sicher gestellt.

Zu 88 79 und 80:

Siehe EB zu 88 76 und 77.
Zu § 81 Abs. 2, 2a und 3:
Siehe EB zu § 112.

Zu § 81 Abs. 3a:

Die Zustandigkeit zur Zuteilung von Frequenzen fir Zwecke der Sekundédrnutzung soll der
Fernmeldebehdrde — dem Fernmeldebiiro — tibertragen werden.

Zu § 81 Abs. 4:
Diese Bestimmung wird an die in § 74 Abs. 2 bis 2b erfolgten Anderungen angepasst.
Zu § 81 Abs. 5:

Gemall § 54 Abs. 11 sind Frequenzen sachlich und wirtschaftlich angemessen befristet zuzuteilen. Die
Telekom-Control-Kommission hat in Anwendung dieser Bestimmung Frequenzen fir Zeitrdume
zugeteilt, die die in 881 Abs.5 als Maximalfrist fiur die Befristung von Bewilligungsbescheiden
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vorgesehenen zehn Jahre Uberschreiten. Um in derartigen Fallen eine Harmonisierung zwischen
Befristung des Zuteilungsbescheides und Befristung des Bewilligungsbescheides zu ermdglichen, ist die
Aufnahme des zweiten Satzes dieser Bestimmung erforderlich.

Zu § 81 Abs. 6a:

Bewilligungen, insbesondere fiir Funkanlagen, die auf von der Regulierungsbehdrde zugeteilten
Frequenzen betrieben werden sollen, enthalten regelm&Rig Auflagen, um im grenznahen Gebiet
Storungen hintanzuhalten. Diese Auflagen basieren auf bilateralen Absprachen der betroffenen
Nachbarverwaltungen, welche im Vorfeld von Bewilligungserteilungen stattfinden (miissen). Werden die
bewilligten Funkanlagen sodann in Betrieb genommen, ergeben sich in der Praxis noch weitere/andere
Madglichkeiten der Stérungsminderung und der Effizienzerhéhung. Um diese Verbesserungen auch
rechtlich abzubilden bedarf es einerseits der Vereinbarung der betroffenen Betreiber untereinander sowie
andererseits der Zustimmung der Behorde. Diese Zustimmung hat regelmdRig in Bescheidform zu
ergehen. Derartige Bescheide sollen dem BMVIT vorbehalten bleiben, da, wie eben ausgefihrt, die
urspriinglich festgesetzten Auflagen auf Absprachen mit den Nachbarverwaltungen basieren.

Zu § 8la:

Hier werden Sonderregelungen betreffend das Verfahren zur Erteilung von Amateurfunkbeweiligungen
aufgenommen.

Zu § 81a Abs. 1:

Die Angabe des beabsichtigten Standortes der Amateurfunkstelle ist angesichts der vermehrten Mobilitét
nicht mehr zeitgem&f und kann daher entfallen. Selbstredend wird der Funkamateur auch weiterhin — wie
auch aus 8§10 Abs.1 Z2 eindeutig hervorgeht — berechtigt sein, mobilen Amateurfunkbetrieb im
gesamten Bundesgebiet durchzufihren.

Zu § 81a Abs. 3 und Abs. 7 bis 10:

In jlingster Zeit sind vermehrt Situationen bekannt geworden, in denen Funkamateure ihren Wohnsitz ins
Ausland verlegen bzw. auch im Ausland wohnhafte Funkamateure die Erteilung einer &sterreichischen
Amateurfunkbewilligung beantragen. Im Hinblick darauf, dass mit der Amateurfunkbewilligung
weitreichende Befugnisse vermittelt werden, muss sichergestellt sein, dass fur die mit der Aufsicht tber
den Amateurfunkdienst betrauten Behdrden jederzeit die Mdglichkeit besteht, im Falle von Stérungen
unmittelbar in Kontakt mit dem Bewilligungsinhaber zu treten. Dies kann jedoch ausschlieRlich durch
einen geeigneten Anknuipfungspunkt im Inland gewahrleistet werden.

Zu § 81a Abs. 6:

Fur die in dieser Bestimmung angefuhrten Arten von Amateurfunkstellen existieren in der
Amateurfunkverordnung spezielle Bestimmungen bzw. ist beabsichtigt solche fiir Remotefunkstellen im
Rahmen einer Novellierung dieser Verordnung zu erlassen, sodass die in Abs. 1 Z 5, 6 und 7 angefiihrten
Informationen im Rahmen des Bewilligungsantrages entbehrlich sind.

Zu § 82 Abs. 1 und 1la:

Wie Abs. 2 zu entnehmen ist, sind Gebthren auch fur Frequenzzuteilungen einzuheben. Dies soll der
Vollstandigkeit halber auch an dieser Stelle abgebildet werden. Dariiber hinaus kann die Erwéhnung von
Zulassungen entfallen, da mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz uber
Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen erlassen wird, BGBI. | Nr. 134/2001, von dem
Regime der Zulassung einer Funkanlage oder eines Telekommunikationsendgerétes vor dessen
Inverkehrbringen abgegangen und durch ein System der Herstellererklarung ersetzt wurde. Durch die
Einarbeitung des AFG in das TKG 2003 ist der Bedarf nach Abbildung der Gebiihren fiir die Ausstellung
von Zeugnissen sowie fir die Vornahme von Priifungen zur Erlangung dieser Zeugnisse aufgetreten.

Zu § 82 Abs. 1b und 1c:

In Fallen der aktiven Zuriickziehung des Antrages hat das Ermittlungsverfahren mit der Ausschreibung
des Prufungstermines begonnen.

Zu § 82 Abs. 2:

Durch die Einarbeitung des AFG in das TKG 2003 ist der Bedarf nach Abbildung der Gebihren fiir die
Ausstellung von Zeugnissen sowie fiir die Vornahme von Priifungen zur Erlangung dieser Zeugnisse
aufgetreten.

Zu § 82 Abs. 3:

Diese Verordnung wird zur Zeit tberarbeitet. Das derzeit geltende Gebiihrensystem wurde mehrfach
novelliert um die seit Erlassen der Stammfassung im Jahr 1998 verénderten technischen Gegebenheiten
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abzubilden. Die daraus entsteanden Vielzahl von Einzelregelungen soll nun in einer neue, tibersichtlichen
Systematik Eingang finden und damit nicht nur die Vollziehung der Geblhrentatbestédnde erleichtern
sondern auch zu vermehrter Transparenz und Lesbarkeit fiir Rechtsanwender und Normadressaten fiihren.
Gleichzeitig wird versucht, die Geblihrensatzes so festzusetzen, dass sich — im Durchschnitt betrachtet —
eine Gebihrenrduktion fir den einzelnen Bewilligungsinhaber ergibt.

Zu § 82 Abs. 3a:

Dieser Absatz bewirkt eine automatische, der jeweiligen Inflation entsprechende, Anpassung der durch
Verordnung gemall Abs. 3 festgesetzten Gebiihren. Damit wird erreicht, dass die festgesetzten Gebiihren
in Relation zum Preisniveau unverandert bleiben, ohne dass fiir jede Anderung der absoluten
Gebiihrenhohe jeweils eine Novelle der Verordnung erforderlich wére. Im (brigen siehe die
Ausflihrungen zu § 82 Abs. 3.

Zu § 83a:

Fur die Erteilung einer Amateurfunkbewilligung sind zusétzliche Voraussetzungen zu erfiillen, welche in
dieser, dem AFG entnommenen, Bestimmung abgebildet sind.

Zu § 83b Abs. 2:

Bei der Erteilung der Amateurfunkbewilligung ist regelmaRig ein Rufzeichen zuzuweisen. Der fir
Zwecke des Amateurfunks zur Verfigung stehende Rufzeichenraum ist durch eine entsprechende
Zuweisung durch die Internationale Fernmeldeunion (ITU) festgelegt. Da auf Grund des hiefir
einzuhaltenden Verfahrensablaufes bei der ITU fir eine allfallige Erweiterung dieses Rufzeichenraumes
eine Vorlaufzeit von etwa 10 Jahren erfordert, sind diese Rufzeichen als knappe Ressource zu
bezeichnen.

Derzeit sind etwa 6288 Rufzeichen erteilt. Um Verwechslungen hintanzuhalten werden Rufzeichen fir
funf Jahre nach dem Erléschen der Amateurfunkbewilligung nicht wieder erteilt.

Jahrlich werden knapp 300 neue Bewilligungen erteilt und Rufzeichen vergeben. Abzuglich der
erléschenden Bewilligungen steigt die Anzahl der vergebenen Rufzeichen demnach um etwa 2-3 %.

Es ist daher dringend MaRnahmen zur Bewirtschaftung des Rufzeichenraumes erforderlich. Die
Befristung  der  Amateurfunkbewilligung  ist ein  hiefir  geeignetes  Regulativ, da
Amateurfunkbewilligungen héufig weiterbestehen ohne aktiv ausgeiibt zu werden.

Die Tatsachen, dass Amateurfunkbewilligungen vermehrt durch nicht im Bundesgebiet wohnhafte
Personen ausgeiibt werden und Gebihren fiir den Bereich des Amateurfunks verhdltnismaRig niedrig
angesetzt sind, fihren erfahrungsgemal dazu, dass Amateurfunkbewilligungen oftmals zwar nicht (mehr)
aktiv ausgeiibt, aber auch nicht zurlckgelegt werden. Indem fiir ein weiteres Fortbestehen der
Bewilligung ein aktives Téatigwerden des Bewilligungsinhabers erforderlich ist, konnten derartige
»vergessene” Bewilligungen erldschen und die Rufzeichen frei werden. Auch wird das Erléschen von
Amateurfunkbewilligungen durch Tod des Bewilligungsinhabers der Behérde oft erst Jahre spéter durch
einen Zufall bekannt. Die im Rahmen dieser Amateurfunkbewilligungen zugewiesenen Rufzeichen
kdnnen daher oft tiber Jahre hinweg nicht zugewiesen werden und liegen ungenutzt brach.

Der sich durch die Einflihrung einer Befristung sédmtlicher Amateurfunkbewilligungen ergebende
Mehraufwand fir die Fernmeldebehdrde wird jedoch spétestens durch die beabsichtigte Umstellung der
Bewilligungserteilung auf ein IT-unterstiitztes Verfahren (8 113 Abs. 7) mehr als abgefedert werden Es
kann vielmehr mit einer deutlichen Verringerung des Verwaltungsaufwandes gerechnet werden, da durch
das in Aussicht genommene Registrierungsverfahren Personalressourcen eingespart werden kdnnen.

Weiters ist angedacht, das System der IT-Unterstiitzung so auszufiihren, dass dem Funkamateur die
Madglichkeit geboten wird, die Amateurfunkgebiihr wie bislang monatlich oder aber bei Erteilung (bzw.
Verlangerung) der Amateurfunkbewilligung fir den gesamten Bewilligungszeitraum zu entrichten. Die
dafir erforderlichen Anderungen der Amateurfunkgebiihrenverordnung werden parallel zur Einrichtung
der IT-Unterstiitzung stattfinden konnen. Das Entrichten der Amateurfunkgebihr in Form einer
Einmalzahlung bereits bei Erteilung (bzw. Verlangerung) der Amateurfunkbewilligung wird nicht nur
eine  Erleichterung fir den  Funkamateur sondern auch eine  weitere  wesentliche
Verwaltungsvereinfachung bedeuten. Diesem Umstand wird jedenfalls entscheidende Bedeutung
anlasslich der Uberlegungen im Zusammenhang mit einer Anderung der
Amateurfunkgebiihrenverordnung zukommen. Die Entscheidung fir die monatliche Gebthrenentrichtung
wird als die aufwandigere Vorgangsweise — umgerechnet auf den fiinfjahrigen Bewilligungszeitraum —
einen deutlich héheren Gesamtbetrag ergeben als dies bei der Entscheidung fur die Gebuhrenentrichtung
in Form einer Einmalzahlung der Fall sein kann.



13 von 18

In Verbindung mit den Anpassungen zur ,Automationsunterstiitzten Datenverarbeitung® (siehe auch
§ 113 Abs. 7) wird im gleichen Zug die Erlangung einer Bewilligung durch ein Registrierungsverfahren
uber Internet fur den Antragsteller vereinfacht und erleichtert werden. Eine Verlangerung der Bewilligung
und damit ein Weiterbestehen des bislang zugeteilt gewesenen Rufzeichens wird natirlich auch weiterhin
mdoglich sein. Dazu ist es ausreichend, dass der Bewilligungsinhaber diesen Wunsch alle finf Jahre der
Behorde mitteilt. Darliber hinaus ist auch vorgesehen, vor Ablauf der Fiinfjahresfrist eine Erinnerung
seitens der Behorden an die Bewilligungsinhaber zu senden. Aber auch nach Ablauf der Frist ist kein
Verlust des Rufzeichens gegeben, erst wenn nach einer weiteren 5-Jahresfrist seitens des urspriinglichen
Bewilligungsinhabers kein Wunsch auf Widererlangung gedul3ert wird, steht dieses Rufzeichen potentiell
anderen Antragstellern zur Verfiigung.

Zu § 83c:

Derzeit sind Antrdge auf Zuweisung von Sonderrufzeichen beim BMVIT einzubringen, welcher den
Antrag prift und gegebenenfalls das Fernmeldebiiro erméchtigt, dem Antrag zu entsprechen. Diese
Doppelgleisigkeit soll beseitigt werden, indem die Zusténdigkeit zur Zuweisung von Sonderrufzeichen
dem Fernmeldebiiro tibertragen wird.

Zu § 84 Abs. 1:

Siehe EB zu § 112.

Zu § 86 Abs. 1, 2 und 4a:
Siehe EB zu § 112.

Zu § 86 Abs. 4:

In dieser Bestimmung werden die auf Grund der Erlassung des FMaG 2016 erforderlichen redaktionellen
Anderungen vorgenommen.

Zu § 88 Abs. 1:

Siehe EB zu § 112.

Zu § 88 Abs. 3 und 4:
Siehe EB zu § 72 Abs. 3.
Zu § 88 Abs. 5 und 6:

Diese Absédtze werden gleichzeitig mit den (Gbrigen, die Behdrdenreorganisation bewirkenden
Bestimmungen in Kraft treten und die Abs. 3 und 4 ersetzen.

Zu § 89a:

Im Gegensatz zu Betriebsbewilligungen auf3erhalb des Amateurfunkbereich, bei denen das Auftreten von
Stérungen durch entsprechende Auflaggn bereits durch die Behorde weitgehend minimiert werden kann,
bietet sich diese Mdoglichkeit beim Amateurfunk als Experimentalfunkdienst nicht. Es ist daher eine
eigene diesbeziigliche Verhaltensbestimmung beizubehalten.

Zu 88 90 Abs. 7, 93 Abs. 3 und 99 Abs. 1:

An diesen Stellen wird die in §99 Abs. 3a FinStrG normierte Verpflichtung auch im TKG 2003
abgebildet.

Zu § 90a:

Durch den neuen § 90a soll eine Rechtsgrundlage fir die Nutzung der Daten aus dem Gebdude- und
Wohnungsregister des Bundes geschaffen werden.

Der Zugriff auf die betreffenden Daten ist fur die Schaffung von Rahmenbedingungen flr den
Kommunikationsinfrastrukturausbau sowie dessen Steuerung notwendig. Dadurch kann auf
Geb&udeadressen referenziert und die Darstellung der Breitbandversorgung auf Gebdude-Adress-Ebene
auszurichtet werden. Aufgrund des unentgeltlichen Zugriffs auf die betreffenden Daten kommt es zu
Kosteneinsparungen.

Zu Abschnitt 12:

Abschnitt 12 ,,Datenschutz® ist im Hinblick auf das Inkrafttreten des DSG sowie der Datenschutz-
Grundverordnung am 25. Mai 2018 an die neue Terminologie anzupassen. Davon sind insbesondere
betroffen die 8§ 92 Abs. 1 und 3 Z3 und 17, 95 Abs. 1 und 3, 95a Abs. 1, 2 und 4, 96 Abs. 2 und 3, 97
Abs. 1, 99 Abs. 1 und 3, 103 Abs. 1 und 3, 107 Abs. 3.
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Zu 8§92 Abs. 3Z 23, 2b, 8a, 12, 13, 14, 15 und 16:

Diese Begriffsbestimmungen kénnen nach dem mit BGBI. | Nr. 44/2014 verdffentlichten Erkenntnis des
VTGH (Behebung der die VVorratsdatenspeicherung normierenden Bestimmungen) entfallen.

Zu § 94:

Die Verpflichtungen zur Bereitstellung von Einrichtungen zur Uberwachung und zur Mitwirkung an der
Uberwachung wurden zur besseren Ubersichtlichkeit in einer Bestimmung zusammengefasst. Dagegen
konnten die in Abs.1 enthaltenen Regelungen Uber den Kostenersatz zur Umsetzung der
Vorratsdatenspeicherung  nach  der  Aufhebung der Vorratsdatenspeicherung durch  den
Verfassungsgerichtshof ersatzlos entfallen.

Entsprechend der Ubertragung der Zustandigkeit zur Errichtung, Betrieb und Auditierung der
Durchlaufstelle an den Bundesminister fur Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz soll dieser
auch zur Erlassung der Verordnung betreffend die Durchlaufstelle und die dartiber erfolgende
Dateniibermittlung erméchtigt werden.

Zu § 98 Abs. 2:

Auf Grund der technischen Weiterentwicklung ist der aus dieser Bestimmung entfernte Ausdruck ,,(Cell-
ID)* zu einschrankend. AuRer der Cell-ID kénnen zB auch IP-Adresse oder Geolocation die
Standortkennung darstellen.

Zu § 98 Abs. 4a:

Die Verwendung des endgeréteseitig ermittelten Standortes stellt eine wesentliche — und potentiell
lebensrettende — Verbesserung der bisherigen Mdglichkeiten zur Standortbestimmung dar. Damit diese
Méglichkeiten voll ausgeschopft werden konnen, ist es notwendig, dass auch der endgeréteseitig
ermittelte Standorte kostenlos zur Verfiigung steht.

Zu § 98 Abs. 5:

Um den weiterentwickelten technischen Maglichkeiten der Standortbestimmung durch endgerateseitige
Ortung, welche idR wesentlich préziser ist als die netzseitige Ortung, Rechnung zu tragen, ist eine
Erweiterung der  Verordnungskompetenz  notwendig.  Aufgrund der  Zustdndigkeit  der
Regulierungsbehdrde fir die zentrale Datenbank fir Rufnummern, welche auch der Unterstiitzung der
Standort- und Stammdatenabfrage bei Notrufen dienen soll, erscheint eine Ubertragung der
Verordnungskompetenz  des 8§98 Abs.5 auf die Regulierungsbehorde zweckméfig, um
Kompetenzkonflikte zu vermeiden. Ein solcher Zustandigkeitswechsel steht auch im Einklang mit Art. 26
Abs. 5 letzter Satz der Universaldienstrichtlinie idgF.

Zu § 100 Abs. 1 bis 1c:

Mit diesen Anderungen werden nun die Vertragsbeziehungen zwischen Anbietern und Unternehmen iSd
Konsumentenschutzgesetzes einerseits, sowie zwischen Anbietern und Verbrauchern iSd
Konsumentenschutzgesetzes andererseits, gleich behandelt. Obgleich mit dieser Formulierung normiert
wird, dass Anbieter die elektronische Rechnung fir sdmtliche Kunden als Standard festlegen kénnen,
muss es dem Teilnehmer sowohl bei Vertragsabschluss als auch wahrend der gesamten Laufzeit des
Vertrages moglich sein, Rechnungen oder Einzelentgeltnachweise entgeltfrei in Papierform zu erhalten.
Das gesonderte Verlangen kann sich sowohl auf einzelne zuriinftige Abrechnungszeitrdume beziehen als
auch auf die die gesamte zukinftige Vertragslaufzeit.

Unentgeltliches Zurverfiigunghalten bedeutet sowohl die unentgeltliche Speicherung beim Betreiber als
auch wahlweise die Zurverfligungstellung einer unentgeltlichen elektronischen Abrufmdglichkeit fiir den
Teilnehmer oder die Mdglichkeit der unentgeltlichen Anforderung und Ubermittlung per E-Mail an den
Teilnehmer.

Fur Rechnungsdoppel kann jedoch, wie dies bereits bislang gehandhabt wird, ein in den
Entgeltbestimmungen festgesetztes, angemessenes Entgelt verlangt werden. Die siebenjéhrige
Speicherpflicht bezieht sich aus Datenschutzgriinden nicht auf den Einzelentgeltnachweis. Rickwirkend
ist der Einzelentgeltnachweis nach MalRgabe des Abs. 4 bereitzustellen.

Zu § 100 Abs. 4:
Dieser Absatz wird an den neuen Abs. 1 angepasst.
Zu 88 102a, 102b und 102c:

Die grundlegenden Bestimmungen betreffend Datensicherheit bei der Ubermittlung von Daten (iber die
Durchlaufstelle, Gber deren Grundstruktur sowie tber deren Einrichtung und Betrieb werden, so wie sie
bereits bislang in der Datensicherheitsverordnung enthalten sind, hier festgelegt.
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Der Ubergang der Zustindigkeit zur Errichtung, Betrieb und Auditierung der Durchlaufstelle sowie der
Zertifikatsverwaltung dienen der Vereinfachung der Administration. Da die inhaltlichen Agenden dem
Bundesminister fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zugeordnet sind, sollen
zweckmaliigerweise auch die organisatorischen Belange von diesem Ressort wahrgenommen werden.

Zu 8109 Abs. 179, 8109 Abs. 1 Z9a, 8§ 109 Abs. 3 Z 1e und § 109 Abs. 3 Z 12a:

Diese Strafbestimmungen wurden an das FMaG 2016 angepasst bzw. aus diesem tibernommen.

Zu § 109 Abs. 2 Z la:

Diese Strafbestimmungen wurde neu aufgenommen.

Zu § 109 Abs. 2 Z 4 und 5:

Diese Strafbestimmungen kénnen entfallen.

Zu § 109 Abs. 2 Z 7 und Abs. 8:

Siehe EB zu § 112.

Zu 8§ 109 Abs. 2Z 10und Abs. 4 Z 9:

Der durch Abs. 2 vorgegebene Strafrahmen von 8 000 Euro steht in keinem Verhéltnis zu den durch
VerstoRe gegen die Roamingverordnung potenziell lukrierbaren Betrége. Dieser Straftatbestand soll daher
nach Abs. 4 verschoben werden, um eine angemessene Sanktion zu ermoglichen.

Zu § 109 Abs. 3 Z 1f:

Ergdnzung der Verwaltungsstrafbestimmungen zu 813d Abs.2 und 3 analog zu den
Verwaltungsstrafbestimmungen zu § 13a Abs. 3 und 4.

Zu § 109 Abs. 4 Z 6 und 10, § 109 Abs. 5a und § 111:
Die Strafbestimmungen werden nach den Erfordernissen der Verordnung (EU) 2015/2120 ausgestaltet.
Zu § 109 Abs. 4 Z 6 und 10:

Die Mitgliedstaaten sind durch Art. 6 Der Verordnung (EU) 2015/2120 gehalten, wirksame,
verhéltnismaRige und abschreckende Sanktionen fiir VVerstdfie gegen die Artikel 3, 4 und 5 zu erlassen. Im
Hinblick auf die Schwere moglicher Vestol3e gegen die genannten Artikel wurde dieser Straftatbestand
unter § 109 Abs. 4 Z 10 gereiht, der einen Strafrahmen von bis zu € 58 000 vorsieht. Dabei wurde nicht
ubersehen, dass die Bandbreite denkmdglicher VerstoRe gegen die in dieser Bestimmung angeftihrten
Artikel duBerst breit gestreut ist. Die Behtrde wird sohin bei Bemessung der Strafhche unter
Beriicksichtgung von § 19 Abs. 2 VStG die Strafbemessungsgriinde abzuwagen haben. Gleiches gilt fir
Z10, mit welchem nun auch das Zuwiderhandeln gegen einen auf Grund der Verordnung (EU)
2015/2120 erlassenen Bescheid unter Strafe gestellt wird.

Zu § 109 Abs. 4a und 4b:
Die Novelle soll zum Anlass fiir eine Aufrundung der im AFG enthaltenen und seit dessen Erlassen im
Jahr 1998 nicht angepassten Strafrahmen genommen werden.

VerstoRe gegen die in §74 Abs.1b und in 8§78c Abs.6 normierten Anzeigepflichten sollen als
Verwaltungsiibertretung strafbar sein.

Zu § 111:
Siehe EB zu § 109 Abs. 4 Z 6.
Zu § 112:

Die zunehmende Verbreitung von eGovernment-Anwendungen kann im  Bereich  der
Fernmeldeverwaltung zu einer Verschlankung der Behordenstruktur beitragen. Da gleichzeitig zur
Vorbereitung dieser Novelle des TKG 2003 auch die Vorarbeiten zur Erméglichung der elektronischen
Antragstellung begonnen haben, ist dies der geeignete Zeitpunkt die Organisation der Fernmeldebehdrden
entsprechend anzupassen. Die derzeit finf Behdrden, welche das TKG 2003 sowie das FMaG 2016
vollziehen, sollen zu einer Behdrde — dem Fernmeldebiro — zusammengefiihrt werden.

Zu § 113 Abs. 2:

Sollte sich im Zug der Vorarbeiten zur Realisierung der in Aussicht genommenen
Behordenreorganisation das Erfordernis nach Aullenstellen des Fernmeldebiiros ergeben, kénnen solche
durch den Bundesministers fir Verkehr, Innovation und Technologie eingerichtet werden.
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Zu § 113 Abs. 4:

In 888 Abs.3 wird eine Zustdndigkeit des Biros fur  Funkanlagen  und
Telekommunikationsendeinrichtungen begrindet. Dies soll auch hier abgebildet werden. Im Zug der
Reorganisation der Fernmeldebehdrde wird auch diese Zustandigkeit in den Bereich des Fernmeldebiiros
fallen, sodass diese Bestimmung gleichzeitig mit Inkrafttreten der die Reorganisation bewirkenden
Bestimmungen aul3er Kraft treten kann. (Siehe dazu auch § 132 Abs. 3.)

Zu § 113 Abs. 5und 5a:
Siehe EB zu § 112.
Zu 8§ 113 Abs. 7:

Eine Vielzahl von Erledigungen im Zug der Vollziehung des Fernmeldewesens erfolgt bei Vorliegen
einiger, klar umschriebener Voraussetzungen und wirde sich daher dafiir eignen, mittels
automationsgestitzter Datenverarbeitung durchgefiihrt zu werden. Im Rahmen der gegenstandlichen
Novelle sollen daher die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, die auch die Erteilung von
Amateurfunkbewilligungen mittels dieser technischen Mdglichkeiten erlauben, sobald die technischen
Maoglichkeiten einer Administration mittels zeitgemdRer IT-Unterstitzung im Bereich der
Fernmeldeverwaltung gegeben sein werden.

Zu § 114 Abs. 1:
Siehe EB zu § 112.
Zu § 115 Abs. 1bund 117 Z 17:

Diese Vorschlage legen die Zusténdigkeit der Regulierungsbehdrden fur behdrdliche Tatigkeiten, die auf
Grund der Verordnung (EU) 2015/2120 erforderlich sind, fest.

Zu § 120:

Auf Grund der Verordnung (EU) 2015/2120 ist eine detaillierte Neuabgrenzung der Zustandigkeiten der
KommAustria erforderlich.

Zu § 126 Abs. 4und 5:

Dem Bundesminister fir Verkehr, Innovation und Technologie und die Regulierungsbehérde benétigen
regelmafig zur Erledigung ihrer Aufgaben beim Bundesamt fir Eich- und Vermessungswesen sowie bei
der Bundesanstalt , Statistik Osterreich“ (Statistik Austria) verfiigbare Daten. Diese Daten sollen bei
Bedarf dem Bundesminister fir Verkehr, Innovation und Technologie und der Regulierungsbehdrde
unentgeltlich zur Verfligung gestellt werden.

Zu § 132 Abs. 3:

Im Zug der Reorganisation der Fernmeldebehérde wird auch die in 113 Abs. 4 eingefiihrte Zustandigkeit
in den Bereich des Fernmeldebtiros fallen, sodass diese Bestimmung gleichzeitig mit Inkrafttreten der die
Reorganisation bewirkenden Bestimmungen auer Kraft treten kann.

Gleichzeitig kdnnen auch § 88 Abs. 3 und 4 entfallen, sie werden durch die Abs. 5 und 6 ersetzt. Gleiches
gilt fur die 8 81 Abs. 2, welcher durch Abs.2a und fiir § 86 Abs. 4, welcher durch Abs. 4a ersetzt wird.

Zu § 132 Abs. 4:
Durch das Einarbeiten der Bestimmungen des AFG in das TKG 2003 kann das AFG behoben werden.
Zu § 133 Abs. 16:

Gemall § 81 Abs. 5 sind Bewilligungen von Funkanlagen auf hdchstens zehn Jahre befristet zu erteilen.
Diese Bestimmung wurde erstmals im Jahr 1997 in das Telekommunikationsrecht aufgenommen, um die
Anpassung der Frequenzwidmungen zu erleichtern bzw. auch erst zu ermdglichen. Diese Anpassungen
tragen den technologischen Entwicklungen sowie der Entwicklung des internationalen Fernmelderechtes
Rechnung und sind in regelmé&Rigen Abstdnden vorzunehmen.

Trotz der seitdem verstrichenen 20 Jahre sind noch unbefristet erteilte Bewilligungen in Kraft. Der
Ubergangszeitraum von finf Jahren erscheint ausreichend zur Implementierung technischer
Ersatzldsungen.

Da mit der Bewilligungserteilung im Grofiteil aller Félle auch Frequenzzuteilungen vorgenommen
werden sowie Uber die zu entrichtenden Gebihren abgesprochen wird, sind auch diese
Frequenzzuteilungen und Gebiihrenabspriiche auRer Kraft zu setzen.

Amateurfunkbewilligungen wurden bislang auf Grund des AFG regelmafiig unbefristet erteilt. Auf Grund
der Anzahl dieser Bewilligungen wird in Abs. 20 ein zeitlich gestaffeltes Aul3erkrafttreten normiert.
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Zu § 133 Abs. 17:

Diese Bestimmung soll den liickenlosen Ubergang der Agenden von den bisherigen fiinf Biiros auf das
Fernmeldebiiro bewirken.

Zu § 133 Abs. 18 und 19:

Diese Bestimmungen sollen die liickenlose Weitergeltung wvon von bereits erteilten
Amateurfungbeweilligungen und Amateurfunkpriifungszeugnissen sicher stellen.

Zu § 133 Abs. 20:

Mit dieser Regelung wird bewirkt, dass Amateurfunkbewilligungen, die vor Inkrafttreten der
vorliegenden Novelle ausgestellt wurden, noch fiir mindestens diejenige Zeitspanne aufrecht bleiben, mit
der kinftig erteilte Bewilligung gultig sein werden. Gleichzeitig wird durch die vorgenommene
Staffelung des Erléschens der Bewilligungen sichergestellt, dass der mit dieser Umstellung auf befristete
Bewilligungen anfallende Arbeitsaufwand durch die Behorden I. Instanz auch bewéltigbar bleibt.

Zu § 133 Abs. 21 und 22:

Die Anzahl der Mitglieder der Amateurfunkprifungskommission wird von drei auf zwei reduziert. Es
werden daher bei jedem Fernmeldebiiro neue Prifungskommissionen zu bestellen sein. Mit Inkrafttreten
der Behordenreorganisation werden die bislang vier Fernmeldebiiros in ein Fernmeldebiro
zusammengefasst werden. Auch aus diesem Anlass wird die Prifungskommission neu zu bestellen sein.

Zu § 133 Abs. 23:

Die RTR-GmbH soll die nach der nunmehr entfallenen Bestimmung des § 13a Abs. 2 TKG 2003 (idF
BGBI | 134/2015) erhalteten Daten auch weiterhin in ihren Datenbestdnden belassen, verarbeiten und
beauskunften durfen, solange diese Daten aktuell sind.

Zu § 136:
Diese Bestimmung wird an die im Text vorgenommenen Anderungen angepasst.
Zu § 137 Abs. 11:

Eine erstmalige Valorisierung von Gebiihren soll zwei Jahre nach Kundmachung dieser Novelle des
TKG 2003 erfolgen dirfen.

Zu § 137 Abs. 12:

Die zur Realisierung der Reorganisation der Fernmeldebehérden erforderlichen Vorarbeiten sollen bis zu
dem in dieser Bestimmung genannten Zeitpunkt abgeschlossen sein, sodass die Bestimmungen, die den
beabsichtigten Zustédndigkeitsiibergang bewirken, dann in Kraft treten kdnnen.

Zu Artikel 11:
Zu 8 24 Abs. 4 bis 7:

Diese Bestimmungen wurden wortlich aus 8 11 Abs. 3 bis 6 FTEG in das FMaG 2016 tibernommen. Da
von dem Ausdruck ,Gerdt* jedoch nicht nur Funkanlagen sondern jeweils auch
Telekommunikationsendeinrichtungen erfasst sind, andererseits diese Bestimmungen aber nicht Inhalt der
Richtlinie 2014/30/EU und daher auch nicht in der zu deren Umsetzung erlassenen Novelle des
ETG 1992 abgebildet sind, sollen die gegenstédndlichen Regelungen in das TKG 2003 (§ 72 Abs. 3, 78
Abs. 6 sowie 88 Abs. 3 und 4) Uberfiihrt werden.

Zu 88 25 Abs. 2, 26 Abs. 2 und 3 und 8§ 26 Abs. 4:

Diese Anderungen bilden die durch Artikell (Novellierung des TKG 2003) vorgenommene
Zusammenflhrung der derzeit vier Fernmeldebiiros auf ein Fernmeldebtiro ab.

Zu § 34:

Durch diese Bestimmung wurden Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze verpflichtet, die von
ihnen bereit gestellten Schnittstellen zu ver&ffentlichen und damit den Herstellern von Endeinrichtungen
die Mdglichkeit gegeben, zum Anschluss an diese Schnittstellen geeignete Endeinrichtungen am Markt
bereitzustellen.

Diese Bestimmung war urspriinglich in Umsetzung der Richtlinie 99/5/EG in § 5 FTEG enthalten, wurde
in das FMaG 2016 tibernommen und ist zur Umsetzung der Richtlinie 2008/63/EG (iber den Wettbewerb
auf dem Markt fiir Telekommunikationsendeinrichtungen, ABI. Nr. L 162 vom 21.06.2008, S.20 auch
weiterhin erforderlich.
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Da Gegenstand dieser Bestimmung jedoch nicht das Bereitstellen von Funkanlagen auf dem Markt ist,
sondern mit dieser Bestimmung eine Verpflichtung der Betreiber normiert wird, soll die gegenstandliche
Regelung in das TKG 2003 (§ 16) Uberfiihrt werden.

Zu 8§ 35 Abs. 2 und 4:

Diese Straftatbestdnde beziehen sich auf Bestimmungen, die in das TKG 2003 tibernommen wurden, und
sind daher ebenfalls im TKG 2003 abzubilden.

Zu § 36 Abs. 3:

Diese Bestimmung soll den liickenlosen Ubergang der Agenden des bisherigen Biiros fiir Funkanlagen
und Telekommunikationsendeinrichtungen auf das Fernmeldeburo bewirken.

Zu § 40 Abs. 2 und 3:

Die zur Realisierung der Reorganisation der Fernmeldebehérden erforderlichen Vorarbeiten sollen bis zu
dem in dieser Bestimmung genannten Zeitpunkt abgeschlossen sein, sodass die Bestimmungen, die den
beabsichtigten Zustédndigkeitsiibergang bewirken, dann in Kraft treten kdnnen.

Zu Artikel 111:

Diese Anderungen bilden die durch Artikell (Novellierung des TKG 2003) vorgenommene
Zusammenflhrung der derzeit vier Fernmeldebiiros auf ein Fernmeldebtiro ab.



	Erläuternde Bemerkungen
	Allgemeiner Teil
	Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:
	Zu Artikel I – Novelle des Telekommunikationsgesetzes 2003 – TKG 2003
	Zu Artikel II – Novelle des Funkanlagen-Marktüberwachungs-Gesetzes – FMaG 2016
	Zu Artikel III – Novelle des Funker-Zeugnisgesetzes – FZG
	Kompetenzgrundlage:

	Besonderer Teil
	Zu Artikel I:
	Zu § 1 Abs. 4:
	Zu § 3 Z 36:
	Zu § 3 Z 37 bis 44:
	Zu § 3 Z 37:
	Zu § 3 Z 44:
	Zu § 5 Abs. 1 Z 3a:
	Zu § 5 Abs. 1 Z 4:
	Zu § 5 Abs. 5:
	Zu § 5 Abs. 6:
	Zu § 5 Abs. 7:
	Zu § 6 Abs. 3a:
	Zu § 6a Abs. 1 und 13a Abs. 4:
	Zu § 6b Abs. 1a:
	Zu § 9a Abs. 1:
	Zu § 13a Abs. 2:
	Zu § 13a Abs. 3:
	Zu § 13a Abs. 4:
	Zu § 13a Abs. 5:
	Zu § 13a Abs. 5a:
	Zu § 13a Abs. 6:
	Zu § 13a Abs. 6a:
	Zu § 13d:
	Zu § 16 Abs. 1 bis 3b:
	Zu § 16a Abs. 5a:
	Zu § 16a Abs. 12:
	Zu §§ 17a, 17b und 25b Abs. 2:
	Zu § 25 Abs. 3:
	Zu § 25 Abs. 6:
	Zu § 25b Abs. 2:
	Zu § 29 Abs. 2:
	Zu §§ 52 Abs. 3, 52 Abs. 5, 54 Abs. 6a und 7 und § 55 Abs. 5a:
	Zu § 55 Abs. 2 und 3:
	Zu § 55 Abs. 12a:
	Zu § 56 Abs. 4:
	Zu § 65 Abs. 9:
	Zu § 71 Abs. 2:
	Zu §§ 72 Abs. 1 und 2, 74 Abs. 1, 75 Abs. 1 und 3, 78 Abs. 5 sowie 86 Abs. 4:
	Zu §§ 72 Abs. 3, 78 Abs. 6 sowie 88 Abs. 3 und 4 (5 und 6):
	Zu § 74 Abs. 1:
	Zu § 74 Abs. 1 und 2a:
	Zu § 74 Abs. 1a:
	Zu § 74 Abs. 2b:
	Zu § 74 Abs. 2c bis 2e:
	Zu § 75 Abs. 1 und 3:
	Zu §§ 76 und 77:
	Zu § 78 Abs. 2:
	Zu § 78 Abs. 5:
	Zu § 78 Abs. 6:
	Zu Abschnitt 9a:
	Zu § 78a Abs. 2:
	Zu § 78a Abs. 3 und 4:
	Zu § 78a Abs. 5:
	Zu § 78 c Abs. 1:
	Zu § 78 c Abs. 6:
	Zu § 78e Abs. 3:
	Zu § 78g:
	Zu Abschnitt 9b:
	Zu § 78l Abs. 1 und 2:
	Zu § 78m Abs. 3:
	Zu §§ 79 und 80:
	Zu § 81 Abs. 2, 2a und 3:
	Zu § 81 Abs. 3a:
	Zu § 81 Abs. 4:
	Zu § 81 Abs. 5:
	Zu § 81 Abs. 6a:
	Zu § 81a:
	Zu § 81a Abs. 1:
	Zu § 81a Abs. 3 und Abs. 7 bis 10:
	Zu § 81a Abs. 6:
	Zu § 82 Abs. 1 und 1a:
	Zu § 82 Abs. 1b und 1c:
	Zu § 82 Abs. 2:
	Zu § 82 Abs. 3:
	Zu § 82 Abs. 3a:
	Zu § 83a:
	Zu § 83b Abs. 2:
	Zu § 83c:
	Zu § 84 Abs. 1:
	Zu § 86 Abs. 1, 2 und 4a:
	Zu § 86 Abs. 4:
	Zu § 88 Abs. 1:
	Zu § 88 Abs. 3 und 4:
	Zu § 88 Abs. 5 und 6:
	Zu § 89a:
	Zu §§ 90 Abs. 7, 93 Abs. 3 und 99 Abs. 1:
	Zu § 90a:
	Zu Abschnitt 12:
	Zu § 92 Abs. 3 Z 2a, 2b, 8a, 12, 13, 14, 15 und 16:
	Zu § 94:
	Zu § 98 Abs. 2:
	Zu § 98 Abs. 4a:
	Zu § 98 Abs. 5:
	Zu § 100 Abs. 1 bis 1c:
	Zu § 100 Abs. 4:
	Zu §§ 102a, 102b und 102c:
	Zu § 109 Abs. 1 Z 9, § 109 Abs. 1 Z 9a, § 109 Abs. 3 Z 1e und § 109 Abs. 3 Z 12a:
	Zu § 109 Abs. 2 Z 1a:
	Zu § 109 Abs. 2 Z 4 und 5:
	Zu § 109 Abs. 2 Z 7 und Abs. 8:
	Zu § 109 Abs. 2 Z 10 und Abs. 4 Z 9:
	Zu § 109 Abs. 3 Z 1f:
	Zu § 109 Abs. 4 Z 6 und 10, § 109 Abs. 5a und § 111:
	Zu § 109 Abs. 4 Z 6 und 10:
	Zu § 109 Abs. 4a und 4b:
	Zu § 111:
	Zu § 112:
	Zu § 113 Abs. 2:
	Zu § 113 Abs. 4:
	Zu § 113 Abs. 5 und 5a:
	Zu § 113 Abs. 7:
	Zu § 114 Abs. 1:
	Zu § 115 Abs. 1b und 117 Z 17:
	Zu § 120:
	Zu § 126 Abs. 4 und 5:
	Zu § 132 Abs. 3:
	Zu § 132 Abs. 4:
	Zu § 133 Abs. 16:
	Zu § 133 Abs. 17:
	Zu § 133 Abs. 18 und 19:
	Zu § 133 Abs. 20:
	Zu § 133 Abs. 21 und 22:
	Zu § 133 Abs. 23:
	Zu § 136:
	Zu § 137 Abs. 11:
	Zu § 137 Abs. 12:
	Zu Artikel II:
	Zu § 24 Abs. 4 bis 7:
	Zu §§ 25 Abs. 2, 26 Abs. 2 und 3 und § 26 Abs. 4:
	Zu § 34:
	Zu § 35 Abs. 2 und 4:
	Zu § 36 Abs. 3:
	Zu § 40 Abs. 2 und 3:
	Zu Artikel III:


